
Behörde auch rechtlich nicht zu beanstanden ist. An­
derenfalls muß der Staatsanwalt auf einer Fortset­
zung der Untersuchung bestehen und der Unter­
suchungsbehörde die für die ergänzenden Maßnahmen 
etwa erforderlichen Weisungen erteilen. Denn für die 
ungerechtfertigte' Einstellung eines Untersuchungs­
verfahrens ist der Staatsanwalt neben der Unter­
suchungsbehörde verantwortlich.

4. Bei seiner Entscheidung darüber, ob die von der 
Untersuchungsbehörde verfaßte Anklageschrift zu be­
stätigen ist, muß der Staatsanwalt sich vor Augen 
halten, daß er die Anklage in der Hauptverhandlung 
zu vertreten hat. Er wird also eine Anklageschrift, 
die in rechtlicher oder tatsächlicher Hinsicht erheb­
liche Mängel aufweist, regelmäßig nicht mit seinem 
Bestätigungsvermerk versehen an das Gericht weiter­
geben können. Ob er die Anklage selbst berichtigt 
oder gar neu verfaßt oder ob er sie zur Änderung 
oder Ergänzung an die Untersuchungsbehörde zurück­
gibt, hängt von den Umständen des einzelnen Falles 
ab. Da die Ermittelungen von der Untersuchungs­
behörde zu führen sind, ist die Rückgabe der Akten 
an diese stets angebracht, wenn die Mängel der An­
klage auf unzureichenden oder fehlerhaften tatsäch­
lichen Feststellungen beruhen; denn dann ist die Un­
tersuchung nicht vollständig und unsachgemäß durch­
geführt worden. Beruhen die Mängel der Anklage­
schrift bei an sich ordnungsmäßiger Untersuchung 
auf Fehlern in der Rechtsanwendung oder auf son­
stigen rechtlichen Unzulänglichkeiten, so wird der 
Staatsanwalt die Anklageschrift selbst zu berichtigen 
oder sie neu anzufertigen haben. Im Hinblick darauf, 
daß die Abfassung der Anklageschrift grundsätzlich 
der Untersuchungsbehörde übertragen worden ist, 
sollten aber kleinliche Beanstandungen im Interesse 
des guten Einvernehmens mit der Untersuchungs­
behörde überhaupt nicht erhoben werden.

5. Der Staatsanwalt führt nach Ziff. 4 der AusfBest. 
Nr. 3 die Aufsicht über die Untersuchung, nicht über 
die Untersuchungs b e h ö r d e. Das ist ein wesent­
licher Unterschied. Der Staatsanwalt hat zwar die 
Befugnis, der Untersuchungsbehörde Weisungen mit 
Bezug auf eine konkrete Ermittlungssache zu erteilen; 
er ist aber weder Vorgesetzter dieser Behörde noch 
darf er allgemein in die Befugnisse oder die Organi­
sation der Behörden der inneren Verwaltung eingrei- 
fen. —

Die vorangegangenen Ausführungen lassen erken­
nen, daß schon die dem Staatsanwalt übertragenen 
Einzelaufgaben bei der Bestätigung der Verlängerung 
der Untersuchungsfrist, des Haftbefehls, der Einstel­
lung des Verfahrens und der Anklageschrift es erfor­
derlich machen, daß er sich stets über den Gang de*. 
Untersuchung genau unterrichtet hält. Darüber hin­
aus muß der Staatanwalt, soll die ihm übertragene 
Aufsicht praktische Bedeutung haben, befugt sein, 
jederzeit mit Hinweisen und nötigenfalls mit Weisun­
gen das Untersuchungsverfahren zu beeinflussen; er 
würde auch für eine ordnungswidrige Durchführung 
der Ermittlungen neben der Untersuchungsbehörde 
wegen Vernachlässigung seiner Aufsichtspflicht ver­
antwortlich gemacht werden.

Wenn die Untersuchungsbehörde die Anfragen des 
Staatsanwalts nach dem Stande der Ermittelungen 
nicht beantworten, Auskünfte verweigern oder seine 
Weisungen nicht befolgen sollte, so kann der Staats­
anwalt, da er nicht Dienstvorgesetzter der Unter­
suchungsbehörde ist, die Durchführung seiner Anwei­
sungen allerdings nicht unmittelbar erzwingen. Es 
wird sich regelmäßig auch nicht empfehlen, daß der 
Staatsanwalt sich beschwerdeführend an die Vor­
gesetzte Dienststelle der Untersuchungsbehörde wen­
det. Abgesehen davon, daß dies mit Verzögerungen 
verbunden sein kann, wird diese Behörde häufig eine 
gegenüber dem Staatsanwalt höhere Stelle sein, so daß 
es für den Staatsanwalt schwierig werden kann, dieser 
Behörde gegenüber seinen Willen durchzusetzen. 
Zweckmäßig ist es vielmehr, wenn der Staatsanwalt 
über die aufgetretenen Schwierigkeiten über seine Vor­
gesetzte Dienstbehörde, also den Generalstaatsanwalt, 
berichtet und Weisungen über das weitere Verfahren 
einholt oder um Abstellung von Mängeln bittet. Es 
wird dann Sache dieser Behörden, im Zweifel der

Minister der Justiz und des Inneren der Länder, letz­
ten Endes der beteiligten Zentralverwaltungen sein, 
sich wegen der Behebung der aufgetretenen Schwierig­
keiten ins Benehmen zu setzen*).

Der vorstehend unternommene Versuch einer Ab­
grenzung der Befugnisse des Staatsanwalts gegen­
über denen der Untersuchungsbehörde in Ermittlungs­
verfahren nach der Direktive Nr. 38 muß, da ihm 
praktische Erfahrungen noch nicht zugrunde liegen, 
naturgemäß unvollständig bleiben. Der Zweck dieser 
Ausführungen ist es aber weniger, den Kreis der 
Rechte und Pflichten des Staatsanwalts während der 
Untersuchung nach allen Richtungen hin genau zu 
umschreiben, als der, durch nähere Erläuterung der 
Ausführungsvorschriften zum Befehl Nr. 201 Unzu- 
träglichkeiten zwischen Staatsanwalt und Unter­
suchungsbehörde zum Nachteil des Ermittlungsver­
fahrens nach Möglichkeit auszusehließen. Daß es über 
die Zweckmäßigkeit von Maßnahmen der Unter­
suchungsbehörde oder des Staatsanwalts zwischen den 
Beteiligten zu Meinungsverschiedenheiten kommen 
kann, läßt sich nicht verkennen. Wenn sich die be­
teiligten Behörden jedoch der Tatsache bewußt blei­
ben, daß sie als verantwortliche Organe demokra­
tischer Länder dazu berufen sind, durch beschleunigte 
und sorgfältige Arbeit an einem Verfahren zur Aus­
merzung oder Unschädlichmachung politischer Ver­
brecher, von Faschisten und Militaristen und damit zu 
einer endgültigen Bereinigung des politischen Lebens 
in der sowjetischen Besatzungszone entscheidend bei­
zutragen, so kommt es nicht so sehr auf eine Abgren­
zung der Befugnisse zwischen Staatsanwalt und Un­
tersuchungsbehörde an, sondern auf eine vertrauens­
volle Zusammenarbeit zur Erzielung des mit dem Be­
fehl Nr. 201 erstrebten Erfolges. Um dieses Ziel zu 
erreichen, gilt es für den Staatsanwalt, die Zusam­
menarbeit mit den Behörden der inneren Verwaltung 
so erfolgreich und nutzbringend wie möglich zu gestal­
ten und die Untersuchungsbehörden nach Lage des 
Falles wirksam zu unterstützen. Nimmt der Staats­
anwalt in dieser Gesinnung an der Untersuchung teil, 
so dürfte eine nähere Bestimmung seiner Befugnisse 
gegenüber der Untersuchungsbehörde nur noch in Aus­
nahmefällen erforderlich sein.

III. Das Verfahren von der Einreichung der An­
klageschrift bei dem Gericht bis zum Erlaß des Urteils 
liegt ausschließlich bei den Justizbehörden. Es richtet 
sich, soweit in den Ausführungsvorschriften zum Be­
fehl Nr. 201 nichts Abweichendes angeordnet ist, nach 
den Bestimmungen des jetzt geltenden Strafprozeß­
rechts (Ziff. 5 Abs. 2 der AusfBest. Nr. 3), d. h. im 
wesentlichen nach der am 30. Januar 1933 maßgebend 
gewesenen Fassung der Verfahrensordnung und weist 
nur wenige Besonderheiten auf.

1. Die in Ziff. 9 a der AusfBest. Nr. 3 hervorgeho­
bene Notwendigkeit der Beschlußfassung über die Er­
öffnung des Haüptverfahrens folgt bereits aus § 203 
der Strafprozeßordnung in der Fassung der Verord­
nung vom 22. März 1924. Da die Hauptverhandlung 
innerhalb von 15 Tagen nach Eingang der Anklage­
schrift bei Gericht stattzufinden hat (Ziff. 16 e der 
AusfBest. Nr. 3), und die Behörden der inneren Ver­
waltung spätestens binnen 4 Wochen nach Eingang 
der Strafakten bei dem Gericht von dem Ausgange der 
Hauptverhandlung zu benachrichtigen sind (§ 15 der 
AusfBest. der Deutschen Verwaltung des Innern zu 
Ziff. 1 der AusfBest. Nr. 3), könnte die Notwendigkeit, 
einen Eröffnungsbeschluß zu erlassen, der beschleunig­
ten Abwicklung des gerichtlichen Verfahrens im Wege 
stehen. Indessen ist zu berücksichtigen, daß die dem 
Gericht vor dem Erlaß des Eröffnungsbeschlusses ob­
liegende Prüfung angesichts der typischen Wieder­
holung bestimmter Tatbestände im Rahmen der Direk­
tive Nr. 38 des Kontrollrats in der Regel der Fälle

*) Auf Vorschlag der Deutschen Verwaltung des Innern hat 
sich die Deutsche Justizverwaltung damit einverstanden er­
klärt, daß zur näheren Abgrenzung der Zuständigkeit zwischen 
Justizbehörden und Behörden der inneren Verwaltung und zur 
Beseitigung von Streitigkeiten Ausschüsse, bestehend aus ja 
einem Vertreter der Deutschen Verwaltung des Innern und der 
Justizverwaltung sowie aus Vertretern der Innen- und der 
Justizministerien der Länder gebildet werden. Diesen Aus­
schüssen liegt nicht nur die Behebung von Unstimmigkeiten 
hei der Zusammenarbeit von Polizei und Justiz im Einzelfalle, 
sondern auch die allgemeine Überwachung der Durchführung 
des Befehls Nr. 201 ob.
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